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Mit Wirkung vom 1. Januar 1870 wurde das Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten des
Königreichs Preußen in das Auswärtige Amt des Norddeutschen Bundes umgewandelt. Sein Etat
ging zu diesem Datum vom Königreich Preußen auf den des Norddeutschen Bundes über. Der
Kanzler des Norddeutschen Bundes, Bismarck, gab durch seinen Erlass vom 08.01.1870, der
am 10.01.1870 in Kraft trat, dieser neuen Behörde den Namen "Auswärtiges Amt des
Norddeutschen Bundes". Dieser Name, vermutlich analog zu dem des Foreign Office in London
gewählt, sollte deutlich machen, dass es sich um eine dem Kanzler nachgeordnete Behörde
handelte. Das Preußische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten aber war im Zuge der
großen Preußischen Reformen 1808 gebildet worden und ging auf das Preußische
Kabinettsministerium von 1728 zurück. - Die gesamte innere Verwaltung des Reiches, die freilich
meist Sache der Länder war, lag zunächst bei dem Bundes- oder Reichskanzleramt, aus dem
allmählich nach 1878 die von Staatssekretären geleiteten Reichsämter erwuchsen, Vorläufer der
Reichsministerien (ab 1919) bzw. Bundesministerien (ab 1949), z.B. Reichsamt des Innern,
Reichs-Marineamt, Reichsjustizamt, Reichsschatzamt, Reichskolonialamt, Reichs-Eisenbahnamt,
Reichs-Postamt.

Nach dem preußisch-österreichischen Krieg von 1866 wurde aus den deutschen Ländern
nördlich der Mainlinie unter der Führung Preußens der Norddeutsche Bund gegründet, der nach
dem deutsch-französischen Krieg von 1870/71 durch Beitritt der süddeutschen Länder zum
Deutschen Reich erweitert wurde. Präsident des Bundes war der König v. Preußen, der seit
1871 den Titel Deutscher Kaiser führte. Einziger Minister dieses Bundesstaates war der Bundes-
bzw. ab 1871 der Reichskanzler, der zumeist auch preußischer Ministerpräsident und
Außenminister war, von 1862 bis 1890 Otto v. Bismarck. Der Bundes- bzw. Reichskanzler war
auch Vorsitzender des Bundesrates (Art. 15 RV), dem Organ der zum Norddeutschen Bund
bzw. dem Deutschen Reich zusammengeschlossenen Fürsten mit ihren Territorien (Königreiche
Preußen, Bayern, Sachsen und Württemberg, Großherzogtümer Baden, Hessen-Darmstadt,
Oldenburg, Mecklenburg-Schwerin, Mecklenburg-Strelitz und Sachsen-Weimar-Eisenach, die
Herzogtümer Braunschweig, Sachsen-Coburg-Gotha, Sachsen-Meinigen-Hildburghausen,
Sachsen-Altenburg und Anhalt, die Fürstentümer Lippe, Schaumburg-Lippe, Schwarzburg-
Rudolstadt, Schwarzburg-Sondershausen, Waldeck-Pyrmont, Reuß ältere Linie und Reuß
jüngere Linie) sowie der drei Freien Städte (Lübeck, Hamburg und Bremen). Je nach Größe der
Länder führten sie im Bundesrat eine entsprechende Zahl von Stimmen, mindestens eine, maximal
17 für die Präsidialmacht Preußen. Dem Bundesrat stand als Volksvertretung der aus allgemeinen,
freien, gleichen und geheimen Wahlen (aller Männer über 25 Jahren; das Frauenwahlrecht kam
erst mit den Wahlen zur Weimarer Nationalversammlung nach dem Ende der Monarchie)
hervorgegangene Bundes- bzw. Reichstag gegenüber.

Bis zum Ende des I. Weltkriegs blieben - von einigen Ausnahmen abgesehen - Struktur und
Organisation des Amts so erhalten, wie sie in Preußen zu Beginn des 19. Jahrhunderts entstanden
waren. Es gab zwei Abteilungen: die erste war die Politische Abteilung, und die zweite die für alle
nicht-politischen Angelegenheiten, z.B. Außenhandel und Konsularwesen, zuständige. Die erste
Abteilung wurde vom Staatssekretär, dem Vertreter des Amtschefs, d.h. des Bundes- bzw. des
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Reichskanzlers, unmittelbar geleitet, und Vertreter des Staatssekretärs war der
Unterstaatssekretär, ein Amt, das schon 1848 geschaffen worden war. - Die Abteilung wurde
von 1864 bis 1881 von Maximilian [von] Philipsborn geleitet; er wurde 1865 geadelt. Allerdings
hatte dieser tüchtige Abteilungsleiter eine große Scheu vor Bismarck und pflegte, wenn es
irgendwie ging, Rücksprachen bei ihm nur dann wahrzunehmen, wenn der Staatsmann gut gelaunt
war. Überhaupt war es bei Geldstrafen verboten, Bismarck zwischen 3 und 5 Uhr nachmittags zu
stören. Max v.Philipsborn war, abgesehen von der genannten Schwäche, ein sehr tüchtiger
Beamter, den Bismarck durchaus schätzte, auch wenn er ihn einmal bei einer Gelegenheit mit dem
bösen Bonmot "Viel Lippe und wenig Born" charakterisiert hatte. - Der Einteilung des Amts in
zwei Abteilungen entsprachen zwei streng voneinander getrennte Laufbahnen, die diplomatische,
die eine Domäne des Adels war, und die konsularische. Bei der Dominanz des Adels in der
diplomatischen Laufbahn ist zu bedenken, dass dies damals in allen europäischen Staaten üblich
war, und der Gesandte oder gar Botschafter in der Regel der persönliche Vertreter etwa des
deutschen bzw. preußischen Monarchen bei dem Monarchen des Gastlandes war und sich auch
so fühlte und verstand. Neben den beiden genannten Laufbahnen gab es noch die der
Dragomane, die rechtsgelehrte Dolmetscher für orientalische Sprachen waren und in ihren
Gastländern für Rechtsgeschäfte mit denselben benötigt wurden. - 1879 wurde die Politische
Abteilung aufgespalten, indem eine Abteilung I B für Personal- und Kassensachen
(Zentralabteilung) geschaffen wurde, während die politisch-diplomatischen Angelegenheiten der
Abt. I A verblieben. 1885 wurden aus der Abteilung II die Rechtsangelegenheiten herausgelöst
und als Abt. III (Rechtsabteilung) eingerichtet; eine Rechtsabteilung hatte es bereits von 1854 bis
zum 31. Dezember 1863 in preußischer Zeit gegeben. 1890 wurde noch eine zusätzliche
Kolonialabteilung geschaffen, die sich 1907 als Reichskolonialamt verselbständigte. Im Kriegsjahr
1915 wurde eine neue Abteilung IV ins Leben gerufen, die Nachrichtenabteilung, die aus dem
"Literarischen Büro" der Bismarckzeit, dem späteren Pressereferat, hervorging. Nach 1870
wurde es allmählich üblich, dass innerhalb der Abteilungen die vortragenden Räte (Referenten) für
bestimmte Regionen oder Sachgebiete feste Zuständigkeiten erhielten; es bildeten sich
Arbeitseinheiten (Referate). - Für das gesamte Amt gab es für sämtliche Schreibarbeiten ein
einziges Zentralbüro, das zugleich Posteingangs- und Ausgangsstelle sowie Registratur und Archiv
war und erst 1920 aufgelöst wurde. Aus ihm gingen die Registraturen und Kanzleien für die neuen
Abteilungen, Sonderreferate und das Politische Archiv hervor.

Das Auswärtige Amt hatte seinen Sitz in dem bescheidenen Palais Wilhelmstraße 76, in das schon
1819 das Preußische Außenministerium eingezogen war und das zudem bis gegen Ende des 19.
Jahrhunderts dem Minister bzw. Kanzler auch als Wohnung diente, so dass dort eine drangvolle
Enge herrschte, ein Notstand, der bis 1945 nicht wirklich behoben werden konnte. Mit der Zeit
mussten immer neue Gebäudekomplexe angekauft und angemietet werden, so dass das Amt
schließlich über eine Vielzahl von Liegenschaften in Berlin verstreut war. Die vier bis sechs Räte
der Politischen Abteilung und eine etwa gleiche Anzahl von "Hilfsarbeitern" (Referenten) mussten
in der Bismarckzeit mit zwei Zimmern und zwei Kammern vorlieb nehmen. Besprechungszimmer
für sie und ihre Besucher gab es nicht, und die dunklen, unübersichtlichen Flure boten nur einen
höchst unzulänglichen Ersatz. "Die Wilhelmstraße" - ein Synonym für das Auswärtige Amt - war
mit einem Sammelsurium an Möbeln aller Stilepochen seit dem 18. Jahrhundert spartanisch-
preußisch eingerichtet. In dem Raum, in dem zum Beispiel die Angehörigen fremder Missionen auf
eine Aussprache mit dem Reichskanzler oder dem Staatssekretär zu warten pflegten, gab es an
den Wänden Sitzgelegenheiten höchst unterschiedlichen Alters und einen Tisch, dessen mit einem
Steinmosaik ausgelegte Platte ein großer, nicht zu entfernender Fettfleck "zierte": das war der
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Tisch mit dem "historischen Fleck". Nur da, wo die Amtsleitung saß, war der Flur mit roten
Läufern ausgelegt, weshalb diese Räumlichkeiten scherzhaft "die Weinabteilung" genannt wurde.
Die übrigen Teile des Hauses, wo man mit den nackten gewachsten, gebohnerten oder eingeölten
Holzdielen vorlieb nehmen musste, waren folgerichtig "die Bierabteilungen". Dort, wo die
Personalabteilung und der Personalchef ihre Dienstzimmer hatten, war die "Klagemauer".
Schließlich wurden die Räume, in denen nach 1819 die Töchter des damaligen preußischen
Außenministers Christian Günther Graf v.Bernstorff gewohnt hatten, mehr oder weniger liebevoll
"Komtessenzwinger" genannt.

Vor dem Kriegsausbruch 1914 zählte man in der Zentrale des Auswärtigen Amts, immerhin dem
Außenministerium einer Großmacht: 1 Staatssekretär, 1 Unterstaatssekretär, 4 (Ministerial-
)Direktoren, 3 (Ministerial-)Dirigenten, 21-28 Vortragende Räte, 23 "ständige Hilfsarbeiter"
(Referenten) und 18 Assessoren ohne Planstellen. Von 1871 bis 1914 umfasste der gesamte
deutsche diplomatische Dienst (ohne Konsuln und Dragomane) nur 350 höhere Beamte. - 1874
gab es lediglich 4 Botschaften (London, Paris, St. Petersburg, Wien), 14 Gesandtschaften
(Athen, Bern, Brüssel, Haag, Konstantinopel, Kopenhagen, Lissabon, Madrid, Rom, Stockholm,
Peking, Rio de Janeiro, Washington, Vatikan), 8 Ministerresidenturen, 8 preußische
innerdeutsche Gesandtschaften (Darmstadt, Dresden, Hamburg, Karlsruhe, München,
Oldenburg, Stuttgart, Weimar), 7 Generalkonsulate mit diplomatischem Status (Alexandria,
Belgrad, Bukarest, London, New York, Budapest, Warschau), 33 Berufs- und 4
Berufsvizekonsulate. Bis 1914 wurden auch die Gesandtschaften in Rom (Quirinal),
Konstantinopel, Madrid, Washington und Tokyo zu Botschaften erhoben, so dass es 1914  9
Botschaften, 23 Gesandtschaften, 7 Ministerresidenturen, 33 Generalkonsulate und etwas mehr
als 100 Berufskonsulate gab. Die älteste Botschaft ist die in London, die noch in preußischer Zeit
1862 eingerichtet wurde. Das höchste Gehalt erhielt der Botschafter in St. Petersburg, nämlich
150 000 Goldmark im Jahr, die in London, Paris und Wien bezogen jährlich 120 000 Mark, der
Staatssekretär des Auswärtigen Amts hingegen lediglich 50 000 Mark. Diese Gehälter lagen weit,
z.T. um die Hälfte unter denen der britischen oder französischen Spitzendiplomaten.

Seit der Jahrhundertwende erhob sich Kritik am Auswärtigen Amt und seiner Struktur. Vertreter
der Wirtschaft warfen den Diplomaten mangelnde Kenntnis und Vernachlässigung der
internationalen Wirtschaft, des Welthandels und ihrer Bedingungen vor, und diese Stimmen
nahmen während des Ersten Weltkriegs zu. Die deutsche Niederlage 1918 verstärkte die Position
derer im Auswärtigen Amt, die dieser Kritik Rechnung tragen wollten. Wortführer der Reformer
wurde Geheimrat Edmund Schüler, der 1918 Dirigent und 1919 Ministerialdirektor der
Zentralabteilung wurde und die nach ihm benannte umfassende "Schüler'sche Reform" des
gesamten Auswärtigen Dienstes durchführte. Im Dezember 1918 wurde die Trennung zwischen
den Laufbahnen aufgehoben und aus dem diplomatischen und konsularischen Dienst bei Wegfall
der Dragomane der einheitliche auswärtige Dienst geschaffen, so wie er noch heute besteht und in
einfachen, mittleren, gehobenen und höheren Dienst unterteilt ist. Die bisherigen Sachabteilungen I
A und II wurden im Frühjahr 1920 aufgehoben. An ihre Stelle traten neben der fortbestehenden
Zentralabteilung und einer verkleinerten Rechtsabteilung zunächst sechs Länderabteilungen, die
aber schon mit Beginn des Jahres 1922 auf drei reduziert wurden. Neu errichtet wurde die
Kulturabteilung vornehmlich für die Betreuung der Deutschen im Ausland und eine "Gruppe W",
die für die Wirtschaftsfragen zuständig war, die in den Länderabteilungen nicht untergebracht
werden konnten. Die Außenhandelsstelle, Abt. X, sollte der allgemeinen praktischen
Handelsförderung dienen und ein außenwirtschaftliches Informationssystem aufbauen, was sich
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aber als unzweckmäßig erwies, so dass Abt. X Ende 1921 zeitgleich mit der Reduzierung der
Zahl der Länderabteilungen aufgelöst wurde.

Die Zeremonial-, Rang- und Etikettefragen waren bis 1918 vom königlich-preußischen
Oberhofmarschallamt betreut worden. Nach dessen Wegfall wurden sie dem neugebildeten
"Sonderreferat E" zugewiesen, das seit 1923 aus der Zentralabteilung herausgenommen wurde,
dem Staatssekretär direkt unterstand und schließlich 1938 zur Protokollabteilung unter einem
"Chef des Protokolls" erweitert wurde, eine Bezeichnung, die es schon seit den 1920er Jahren
gab. - Nach dem I. Weltkrieg trat mit der zunächst sehr kräftigen Welle der Demokratisierung in
Europa auch das Französische als Diplomatensprache hinter dem Englischen und den
Nationalsprachen zurück. Deshalb wurden bei internationalen Begegnungen Dolmetscher
notwendig, und das Auswärtige Amt richtete ab 1921 einen eigenen "Sprachendienst" mit einem
festen Stamm an Dolmetschern und Übersetzern ein. Mit dem Übergang zur Republik musste sich
auch das Auswärtige Amt verstärkt mit innenpolitischen Entwicklungen auseinandersetzen, das
Aufgabe des "Sonderreferats D", des "Deutschlandreferats", wurde. Ein weiteres Sonderreferat
war für den Völkerbund zuständig. Diese Reformen schufen gegenüber dem Amt zur Kaiserzeit
eine Vielzahl von Abteilungen und Sonderreferaten. Deshalb bedurfte es neuer Möglichkeiten zur
Koordinierung der Arbeit des Amts und der Amtsleitung. So wurde das "Büro Reichsminister" als
zentrale politische Leitstelle und das "Büro Staatssekretär" eingerichtet. Zudem wurde noch die
tägliche Direktorenbesprechung eingerichtet, in der der Staatssekretär mit den Abteilungsleitern
alle wichtigen politischen und organisatorischen Fragen bespricht und Weisungen festlegt. Für
diese Einrichtung, die bis heute besteht, bürgerte sich alsbald die etwas respektlose Bezeichnung
"Morgenandacht" ein. - Auch wenn die Schüler'sche Reform manche Mängel aufwies und
korrigiert werden musste, schuf sie doch grundlegende Strukturen, die zum Teil bis heute
bestehen und sich bewährt haben. -

Im Zuge der Parlamentarisierung des Reiches wurde das Auswärtige Amt im Februar 1919 ein
Reichsministerium, der bisherige Staatssekretär wurde Reichsminister und der Unterstaatssekretär
Staatssekretär. 1923, als Gustav Stresemann Außenminister wurde, zählte der auswärtige Dienst
2031 Mitarbeiter, davon 1330 in der Zentrale und 701 an den insgesamt 112
Auslandsvertretungen. Staatssekretär des Auswärtigen Amts war damals Carl v. Schubert, der
dieses Amt von 1924 bis 1930 innehatte. Sein Nachfolger unter wechselnden Außenministern
war Bernhard Wilhelm v. Bülow, der am 21. Juni 1936 allzu früh starb. Er bestimmte als
Staatssekretär des Auswärtigen Amts beim Übergang von der demokratischen Republik zur
Diktatur entscheidend den Kurs seines Hauses. Bülow war ein überzeugter Gegner des
Nationalsozialismus, dessen Einfluss auf das Auswärtige Amt und die Außenpolitik er möglichst
gering halten wollte. Aber auch er konnte nicht verhindern, dass aufgrund des Gesetzes zur
Wiederherstellung des Berufsbeamtentums von 1933 und des Staatsbürgergesetzes von 1935
über 120 Beamte des höheren auswärtigen Dienstes vorzeitig in den Ruhestand versetzt wurden. -
Sehr geschickt nahm die SS Einfluss auf den auswärtigen Dienst und konnte über das
Reichssicherheitshauptamt eigene Leute als Polizeiattachés an einige Botschaften entsenden. Den
altgedienten Karrierediplomaten erwuchs nach 1933 in der "Auslandsorganisation der NSDAP"
eine unliebsame Konkurrenz. Ihr Chef, Gauleiter Ernst Wilhelm Bohle, wurde 1937 "Chef der
Auslandsorganisation im Auswärtigen Amt" und als weiterer Staatssekretär im Auswärtigen Amt
dort eingebaut; er war für das Auslandsdeutschtum, wie man damals sagte, zuständig, d.h. für den
Ausbau der dortigen Organisation der NSDAP.



- 5 -

Die Weltwirtschaftskrise mit ihren Folgen für das Deutsche Reich zwang das Auswärtige Amt zu
einer Konzentration seiner Kräfte und einer Straffung seiner Organisation. Dies führte zu einer
neuerlichen Reform. Es wurden nunmehr fünf Abteilungen ins Leben gerufen: 1. Personal- und
Verwaltungsabteilung (Pers), 2. Politische Abteilung (Pol), 3. Handelspolitische Abteilung (W, ab
1941: Ha Pol), 4. Rechtsabteilung (R), 5. Kulturpolitische Abteilung (Kult); daneben gab es nach
wie vor das Protokoll und das Referat Deutschland.

1938 wurde Joachim von Ribbentrop Reichsminister des Auswärtigen, oder, wie er sich selbst
gern bezeichnete, Reichsaußenminister, "RAM". Es kam zu einer Personalvermehrung um 143%
von 2665 Angehörigen des auswärtigen Dienstes im Jahre 1938 auf 6458 in 1943, obwohl ab
1939 kriegsbedingt eine erhebliche Verminderung der Auslandsvertretungen eingetreten war. Der
Berliner bemerkte dazu gegen Kriegsende nur lakonisch und trocken: "Ik wees nich - det
Deutsche Reich wird imma kleena und det Auswärtige Amt wird imma jrössa!"- Aus dem
Deutschlandreferat wurde zur Kontaktpflege mit der NSDAP und ihren Gliederungen, mit SS,
SD und Reichssicherheitshauptamt eine ganze Abteilung gebildet, die 1943 Ribbentrop direkt
unterstellt und in die Gruppen "Inland I" und "Inland II" aufgeteilt wurde. In dieser Abteilung
wurden auch die "jüdischen Angelegenheiten" bearbeitet, und damit war das Auswärtige Amt in
die "Endlösung der Judenfrage" verstrickt. Die ganze Tragik des Amts in jenen Jahren zeigen die
Akten der Abteilung Inland im Politischen Archiv des Auswärtigen Amts: dort ist das einzige
überlieferte Protokoll der Wannseekonferenz vom 20. Januar 1942 überliefert, auf der die sog.
"Endlösung der Judenfrage" und damit der systematische Massenmord an Millionen Menschen
beschlossen wurde. In demselben Aktenbestand finden sich aber auch Belege dafür, dass
beherzte, mutige Diplomaten Menschen in Not zu helfen wagten und dabei auch Erfolg hatten. -
Nach dem Kriegsausbruch 1939 wurde zu Propagandazwecken zusätzlich eine
Informationsabteilung gebildet. Aus der Kulturpolitischen Abteilung wurde aus denselben
Gründen eine Rundfunkabteilung ausgegliedert.

Einige Diplomaten waren aktive Widerstandskämpfer gegen das NS-Regime und mussten dafür
mit ihrem Leben bezahlen. Besonders bekannt geworden sind: Albrecht Graf v. Bernstorff,
Eduard Brücklmeier, Hans-Bernd v. Haeften, Ulrich v. Hassell, Otto Kiep, Herbert Mumm v.
Schwarzenstein, Friedrich-Werner Graf v. der Schulenburg und Adam v. Trott zu Solz. Die
geringe Zahl der aktiven Widerstandskämpfer aus dem Auswärtigen Dienst zeigt, dass das
Auswärtige Amt zwischen 1933 und 1945 kein Hort des Widerstandes gegen die braune
Tyrannei war, aber es war genauso wenig eine von der SS beherrschte nationalsozialistische
Behörde. Die Wahrheit liegt irgendwo in der Mitte: es gab einige wenige überzeugte Gegner des
Nationalsozialismus und einige fanatische Anhänger dieser Ideologie unter den deutschen
Diplomaten, daneben aber eine erheblich Zahl von Mitläufern und Gleichgültigen, auch Menschen,
die sich irgendwie arrangieren wollten und mussten. Der Auswärtige Dienst war in dieser Hinsicht
nicht besser aber auch nicht schlechter als die übrigen Deutschen.

Die 1949 gegründete Bundesrepublik Deutschland war zunächst nicht souverän. Die drei
westlichen Siegermächte des II. Weltkriegs hatten sich im Besatzungsstatut von 1949 die
Zuständigkeit für auswärtige Angelegenheiten vorbehalten; im Bundeskanzleramt wurde lediglich
eine Verbindungsstelle zu der obersten Vertretung der drei Mächte eingerichtet, der Alliierten
Hohen Kommission (AHK). Doch schon das Petersberger Abkommen vom 22.11.1949 räumte
der Bundesregierung unter Bundeskanzler Konrad Adenauer das Recht ein, konsularische und
Handelsbeziehungen mit den Ländern aufzunehmen, bei denen ein solcher Schritt sinnvoll
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erschien. Schon vorher war zum 1.11.1949 eine Vertretung der jungen Bundesrepublik bei der
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) in Paris eingerichtet
worden. Dies ist die älteste deutsche Auslandsvertretung bei einer internationalen Organisation;
Ende 1994 gibt es zehn solcher Vertretungen. - Ende 1949 wurde im Bundeskanzleramt ein
"Organisationsbüro für die konsularisch-wirtschaftlichen Vertretungen im Ausland" eingerichtet,
und am 16.6., 28.6. und 7.7.1950 wurden die Generalkonsulate in London, New York sowie
Paris eröffnet. Noch im selben Jahr folgten die Generalkonsulate in Istanbul, Amsterdam, Brüssel,
Rom und Athen. Die Verbindungsstelle zur AHK und das Organisationsbüro wurden am
1.4.1950 zur "Dienststelle für Auswärtige Angelegenheiten" im Bundeskanzleramt
zusammengefasst und zusätzlich um ein Kultur- und ein Protokollreferat sowie eine Einrichtung zur
Ausbildung des diplomatischen Nachwuchses erweitert. Diese Aus- und Fortbildungsstätte
befand sich zunächst in Speyer, seit 1955 in Bonn, zunächst in der "Baracke" in der
Raiffeisenstraße, und sie hat seit 1972 in Bonn-Ippendorf eine moderne Bleibe gefunden; ihr
Umzug nach Berlin ist geplant.

Die erste Revision des Besatzungsstatuts am 6.3.1951 brachte für die Bundesregierung den
entscheidenden Durchbruch auf dem Wege zur Erlangung außenpolitischer Handlungsfreiheit. Am
15.3.1951 wurde das Auswärtige Amt als Bundesministerium wiedererrichtet und die im
Bundeskanzleramt bestehende Dienststelle für Auswärtige Angelegenheiten in die neue Behörde
überführt. Erster Bundesminister des Auswärtigen (bis 1955) wurde Bundeskanzler Adenauer,
und zum Staatssekretär des Auswärtigen Amts wurde der angesehene Jurist Professor Dr. Walter
Hallstein ernannt, der dieses Amt bis 1958 innehatte und mit dem Kanzler den Wiederaufbau des
auswärtigen Dienstes maßgeblich bestimmte. Die Neugründung wurde von allen wichtigen
politischen Kräften begrüßt. Die Annahme der alten Bezeichnung "Auswärtiges Amt" beruhte auf
der stillschweigenden einmütigen Zustimmung des Bundestages. Seinen Dienstsitz in Bonn erhielt
das Auswärtige Amt in einem Neubau am Rhein an der damaligen Koblenzer Straße, der heutigen
Adenauerallee. - Das schon 1947 von den Ministerpräsidenten der Länder begründete Büro für
Friedensfragen in Stuttgart, das hauptsächlich Unterlagen zu Fragen einer Friedensregelung in
Europa sammeln und erstellen sollte, und die ebenfalls 1947 bei der Verwaltung des Vereinigten
Wirtschaftsgebietes in Frankfurt am Main - Vorläufer des Staates Bundesrepublik Deutschland
und ihrer Regierung - arbeitende Hauptabteilung V "Außenhandel" waren neben der Dienststelle
im Kanzleramt weitere Wurzeln des wiedererrichteten Auswärtigen Amts und wurden dort
ebenfalls integriert.

Das Auswärtige Amt der Bundesrepublik Deutschland begann mit 330 Planstellen in der Zentrale
(davon 129 des höheren Dienstes) und 433 (davon 147 des höheren Dienstes) Planstellen für die
Auslandsvertretungen. 1951 wurden zunächst mit 11 Ländern diplomatische Beziehungen
aufgenommen: Belgien, Brasilien, Dänemark, Griechenland, Italien, Kanada, den Niederlanden
(Botschaften), Irland, Luxemburg, Norwegen und Schweden (Gesandtschaften). Konsularische
Vertretungen entstanden damals in Atlanta, Basel, Bombay, Mailand, Marseille, Pretoria, San
Franzisko und Zürich. Bei den Regierungen der drei Mächte Frankreich, Großbritannien und
USA wurden in demselben Jahr Geschäftsträger bestellt, die 1953 den persönlichen Titel
Botschafter erhielten. Nach dem Inkrafttreten des Deutschlandvertrages 1955, der der
Bundesrepublik im Rahmen des damals Möglichen die Souveränität gab, wurden diese drei
Dienststellen in Botschaften umgewandelt und Heinrich v. Brentano zum Bundesminister des
Auswärtigen ernannt. -
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1976 belief sich der Personalstand des Auswärtigen Amts auf insgesamt 6518 Mitarbeiter (1272
höherer Dienst), davon 1920 (452) in der Zentrale und 4598 (818) bei den 195
Auslandsvertretungen. 1990, im Jahr der Vereinigung Deutschlands, zählte man 7827 (1501)
Mitarbeiter, davon 2552 (649) im Inland und 5275 (852) bei den 214 Auslandsvertretungen.
1994 schließlich waren 11310 Menschen im deutschen auswärtigen Dienst beschäftigt, 2776 in
der Zentrale und 8543 an den 232 Auslandsvertretungen; seitdem fällt die Personalausstattung,
ebenso wie die Zahl der Auslandsvertretungen. Der heutige gegenüber der Zeit vor 1939 höhere
Personalstand erklärt sich aus der Verflechtung der Länder untereinander, die viel stärker als vor
1939 ist, insbesondere aus den Folgen der ständig fortschreitenden europäischen Einigung, den
zahlreichen internationalen Organisationen, sowie den seit 1960 und wiederum seit 1990
entstandenen neuen Staaten, die unserer Solidarität und Hilfe bedürfen.

Die Gliederung des Auswärtigen Amts der Bundesrepublik ähnelt der des früheren Amts: Abt. 1
Personal und Verwaltung, Abt. 2 Politische Abteilung (zunächst Verbindung zu den
Westmächten, Deutschlandfragen, Kriegsfolgen, internationale Organisationen), Abt. 3
Länderabteilung (zunächst alle bilateralen Beziehungen, dann außereuropäische Länder mit der
Bezeichnung Politische Abteilung), Abt. 4 Handelspolitische bzw. Wirtschaftsabteilung, Abt. 5
Rechtsabteilung, Abt. 6 Kulturabteilung und schließlich Abt. 7 Protokoll (lange Zeit: O:
Protokoll). Der besonderen Interessenlage der Bundesrepublik im Hinblick auf die angestrebte
Wiedervereinigung wurde dadurch Rechnung getragen, dass es von 1958 bis 1962 eine
besondere Ostabteilung als Abt. 7 gab. 1963 wurde ein Planungsstab eingerichtet, der seither
unabhängig von den Abteilungen und dem Leitungsstab um Minister und Staatssekretäre
langfristige Konzeptionen und Studien erarbeitet. - Von 1963 bis 1972 wurden die Abteilungen
etwas anders als in den Jahren davor und danach gezählt: Z für Zentralabteilung, I für Politische
Abteilung, II bzw. Länder- bzw. Politische Abteilung 2, III Handels- und Entwicklungspolitik, IV
Kulturabteilung, V Rechtsabteilung. Zur Entlastung der Bundesminister wurden 1966 in einigen -
1969 in allen - Ministerien Parlamentarische Staatssekretäre eingeführt, so auch 1966 im
Auswärtigen Amt, und seit 1972 gibt es deren zwei, die mit Rücksicht auf die internationalen
Gepflogenheiten seit 1974 den Titel Staatsminister führen. - Der sich ändernden Weltlage und der
sich immer stärker durchsetzenden Entspannungspolitik wurde dadurch Rechnung getragen, dass
der seit 1965 im Auswärtigen Amt zunächst mit einem Referat, dann mit einer Unterabteilung
arbeitende Beauftragte der Bundesregierung für Fragen der Abrüstung im Jahre 1981 eine eigene
Abteilung als Abt. 2 A erhielt, die 1990 um eine zweite Unterabteilung erweitert werden musste.
1991 wurde ein Botschafter als Beauftragter der Bundesregierung für humanitäre Hilfe mit
besonderer Arbeitsgruppe bestellt. Zum 1. April 1993 schuf man im Lichte der sich
verdichtenden und voranzutreibenden Einigung Europas eine eigene Europaabteilung aus
Arbeitseinheiten der bisherigen Politischen Abteilung 2 und der Abt. 4 (Wirtschaftsabteilung) als
Abt. E. Der ständig steigenden Bedeutung der Vereinten Nationen (VN) und des gesamten
Komplexes der humanitären Hilfe in unserer krisengeschüttelten Welt trug die Amtsleitung
dadurch Rechnung, dass sie mit Wirkung vom 15. Februar 1995 wiederum aus Arbeitseinheiten
der Abteilungen 2 und 4 eine neue Abteilung "Vereinte Nationen, Menschenrechte und
humanitäre Hilfe" (VNMH) schuf, in die der Arbeitsstab humanitäre Hilfe eingegliedert wurde.
Gleichzeitig wurde ein Staatsminister "Beauftragter für humanitäre Hilfe und Menschenrechte", ein
Amt, das nach der letzten Bundestagswahl verselbständigt und nochmals aufgewertet wurde.

Die Bundestagswahl vom 28. September 1998 brachte einen Regierungswechsel. In der
sogenannten "Rot-Grünen" Koalition aus SPD und Bündnis 90/Die Grünen wurde Joschka
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Fischer Bundesminister des Auswärtigen und Vizekanzler. - Schon vorher war mit Wirkung vom
1. Juli 1998 die einschneidendste Strukturreform des auswärtigen Dienstes der Bundesrepublik
Deutschland in Kraft gesetzt worden, die eine Straffung der Organisation der Zentrale zum Ziel
hatte. Betroffen waren insbesondere die Politische Abeilung 2, die Europaabteilung sowie die
Wirtschafts- und Kulturabteilung. Unter dem Druck der schon vorher einsetzenden
Sparmaßnahmen der Bundesregierung kam es auch im Bereich des auswärtigen Dienstes zu
erheblichen Stellenkürzungen. Diese Entwicklung ist noch nicht abgeschlossen. Insgesamt wurden
und werden im Rahmen der Sparmaßnahmen und Stellenkürzungen 20 Auslandsvertretungen
geschlossen. - Zum 15. März 2001 trat eine weitere Reformstufe in Kraft, die u.a. die
Unterabteilungen abschaffte und die Hierarchien weiter verflachte.

Mit dem Sommer 1999 begann der Umzug des Auswärtigen Amts nach Berlin, der zum
Jahresende fast abgeschlossen war. Das Amt ist damit an seine erste Wirkungsstätte
zurückgekehrt. Der Dienstsitz befindet sich im Herzen von Stadtmitte Am Werderschen Markt 1
und ist zu einem großen Teil im ehemaligen Reichsbankgebäude untergebracht, zu einem kleineren
in einem modernen Anbau.

(Der Autor, Historiker und Archivar, ist stellvertretender Leiter des Politischen Archivs)
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